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Faktenblatt
Für die Sicherheit unserer Bürger

Der Staat trägt die Verantwortung für die Gewährleistung der inneren Sicherheit.
Für die CDU/CSU-Fraktion ist der Schutz der Bürger vor Terrorismus und l(riminalität eine
zentrale Aufgabe der Politik. Viel ist schon geschehen, weitere Schritte sind eingeleitet.
Die wichtigsten Maßnahmen im Überblick:

tulehr Personal bei den Sicherheitsbehörden

Verwirklicht:
. Die Stellen bei Bundespolizei, Bundeskriminalamt und Bun-

desamt für Verfassungsschutz sind in dieser Legislaturperi-

ode massiv aufgestockt worden.
* lm Zeitraum 201 5 bis 2020 werden mehr als zwei Milliar-

den Euro an zusätzlichen Mitteln für eine bessere Ausstat-

tu ng der Sicherheitskräfte bereitgestellt.
. Die Bundespolizei hat eine neue Anti-Terror-Einheit aufge-

baut. Sie soll vor allem in akuten Bedrohungssituationen

zum Einsatz kommen.

Kampf gegen den Islamistlschen Terrür

Verwirklicht:

" Reisen in terroristische Ausbildungslager sind jetzt strafbar.
. Dschihadisten können Reisepass und Personalausweis ent-

zogen werden, um sie an der Ausreise zu hindern.

" Strafbarkeit der Terrorismusfi nanzierung wu rde verschärft.
. Nachrichtendienste dürfen weiterhin Auskünfte bei Luft-

fahrtunternehmen, Kreditinstituten und Telekommunika-

tionsd iensten ei n holen.
. I n nereu ropäische Finanztransfers zu r Terrorism us-

bekämpfung können künftig leichter überwacht werden.
. Die Strafbarkeit von Zuwiderhandlungen gegen Vereinsver-

bote wu rde ausgeweitet.
. Verbot mehrerer islamistischer Vereine.

Eingeleitet:
. Bis 2O2O wird die Zahl der neuen Stellen bei den Sicher-

heitsbehörden des Bundes auf insgesamt 10.000 ansteigen

Davon entfallen allein 7.500 auf die Bundespolizei und

1.300 auf das Bundeskriminalamt.
. ln der Bundespolizei sollen zum Schutz der Beamten, aber

auch zur besseren Strafverfolgung, mobile Kameras (soge-

nannte Bodycams) eingesetzt werden.
. Die Zentrale Stelle für lnformationstechnik im Sicherheits-

bereich (Zitis) ist im Aufbau begriffen. Bis zu 400 Mitarbei-

ter sollen die Sicherheitsbehörden vor allem dabei unter-

stützen, verschlüsselte Kommu nikation offenzulegen.
. Das nationale Cyberabwehrzentrum wird zu einem Krisen-

reaktionszentru m ausgebaut.

Eingeleitet:
. ln einer besonders schweren Terrorlage, bei der die Polizei

an ihre Grenzen geraten kann, soll die Bundeswehr unter

Führung der Polizei eingesetzt werden. Hierzu werden ge-

meinsame Ü bu ngen veranstaltet.
. Gefährder sollen intensiver überwacht und ihre Bewe-

gungsfreiheit unter anderem auch durch Fußfesseln einge-

schränkt werden können. Appell an die Ländel entspre-

chende Regelungen in ihren Polizeigesetzen aufzunehmen.
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Karrpf gegen crganisierte Kr[mi natität

Verwirklicht:
* Das Bundeskriminalamt hat die eigens für diese Aufgabe

ei ngerichtete Koordinierungsstelle ausgebaut.
. Der Tatbestand der Geldwäsche ist verschärft worden. Die

Verschleierung der kriminellen Herkunft von Vermögen

wird damit deutlich erschwert.
. Die Koalition hat eine Speicherpflicht für Verbindungsdaten

geschaffen, auf die bei besonders schweren Straftaten wie

Kinderpornografie, Terrorismus und organisierter Kriminali-

tät zugegriffen werden kann.
. Besserer Schutz kritischer lnfrastruktu/lI-Sicherheitsgesetz

5chärfe r"es Au s Iänd errecht

Verwirklicht:
-- Wer in Deutschland schwere Straftaten begeht, hat sein

Gastrecht verwirkt und muss unser Land verlassen. Daher

hat die Koalition nach den Ereignissen in der Silvesternacht

in Köln und anderen Städten das Ausweisungsrecht ver-

schärft.

Be$serer Schutz des [[gentuffi"]§

Verwirklicht:
. Es gibt mehr Geld für Prävention: 50 Millionen Euro proJahr

für bauliche Maßnahmen zur Eigensicherung beim Ein-

bruchssch utz.

. Die Union unterstützt den Einsatz von spezieller Software

zu r besseren Prognose ü ber kü nftige Ein bruchsschwer-

pu n kte.

futehr §[cherheit [m: öffent§ichefi Raurrr

Verwirklicht:
* ,Nein heißt nein": Die Koalition hat Strafbarkeitslücken bei

Vergewaltigung, sexueller Nötigung und sexueller Belästi-

gu ng geschlossen.

Verwirklicht:

" Die Koalition hat die Rechtsgrundlagen für einen besseren

lnformationsaustausch und gemeinsame Dateien mit aus-

ländischen Nachrichtendiensten geschaffen.
. Das ,,Anti-Terror-Paket" verbessert die Zusammenarbeit der

Sicherheitsbehörden von Bund und Ländern.
. Das eu ropäische Zentru m zu r Terrorism usbekäm pf u ng

wu rde ausgebaut.
. Die Zusammenarbeit mit Österreich und der Schweiz für

eine bessere Grenzkontrolle wurde intensiviert.
. Die europäische Grenzschutzagentur Frontex hat mehr Be-

f ugnisse u nd Personal erhalten.

Eingeleitet:
. Vermögen, das aus kriminellen Taten stammt, kann künftig

leichter ei ngezogen werden.

Eingeleitet:
. Die Voraussetzungen für die Abschiebehaft von Gefährdern

sol I erleichtert werden.
. Der Ausreisegewahrsam soll verlängert werden.
. Es soll eine Residenzpflicht eingeführt werden, das ist eine

verschärfte Wohnsitzauflage für Asylbewerbel die über ihre

ldentität täuschen.

Eingeleitet:
* Umbaumaßnahmen zum Schutz vor Einbruch sollen künftig

ab einer Investitionssumme von 500 Euro mit einem Zu-

schuss der KfW gefördert werden. Bislang mussten 2.000

Eu ro i nvestiert werden.

Eingeleitet:
. Videotechnik soll vermehrt eingesetzt werden, z.B. in Ein-

kaufszentren.

Eingeleitet:
. Es soll ein Ein- und Ausreiseregister auf europäischer Ebene

eingerichtet werden. Zudem soll die beschlossene Erfas-

sung von Fluggastdaten rasch umgesetzt werden.
. Die Bundespolizei soll zur effektiven Grenzfahndung die Be-

fugnis erhalten, PKW-Kennzeichen mit automatischen

Ken nzeichen lesegeräten auszu lesen.

Verfasser: Presse und lnformation der

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Zusarnmenarbeit nationaler und internationaler Sicherheitsbehörden
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